
Presseaussendung der Initiative Ludesch vom 16. 21.2021 

 

Schlussbericht bestätigt das Ergebnis der Ludescher Volksabstimmung 
 

Gestern präsentierte der Verwaltungswissenschaftler und Leiter des Klärungsprozesses 

Manfred Walser seinen Endbericht der interessierten Öffentlichkeit in der Ludescher 

Blumenegghalle. Nicht-Ludescherinnen und Nicht-Ludescher waren von der 

Veranstaltung ausgeschlossen. Die Gemeinde argumentierte mit der Corona-Situation. 
 

Die Durchführung des ergebnisoffenen Klärungsprozesses wurde von der Gemeinde damit 

gerechtfertigt, dass die Bevölkerung bei der Volksabstimmung unzureichend informiert wurde und sich 

die Rahmenbedingung der Volksabstimmung seitdem geändert hätten. Es könnten sich nunmehr auch 

Ludescher Betriebe auf den Flächen im Neugut, die derzeit noch durch die Landesgrünzone vor 

Verbauung geschützt sind, ansiedeln. 

 

Der Bericht kommt zum Ergebnis, dass sich die Rahmenbedingungen nicht wesentlich geändert haben 

und dass die Information der Bevölkerung im Großen und Ganzen auf einem hohen sachlichen Niveau 

erfolgte. Er bestätigt damit die Seriosität der Ludescher Volksabstimmung vom November 2019.   

 

Der Endbericht liefert keine neuen Erkenntnisse, die für die Erweiterung der Firma Rauch ins Neugut 

sprechen. Die Initiative Ludesch ist erfreut, dass der Bericht schwarz auf weiß festhält: die Bevölkerung 

wurde nicht falsch informiert. Die Exklusivität der Fa. Rauch war keine Falschinformation und auch die 

mehr als 16 ha angemeldeter Flächenbedarf waren keine „Lüge“. Die vielbeschworenen „Gräben im 

Dorf“ waren vor allem eine Erzählung der Erweiterungsbefürworter.   

Vor allem aber freut die Initiative Ludesch, auch der Endbericht kommt zu dem Ergebnis, dass das 

politische Gewicht der Volksabstimmung trotz Aufhebung durch den Verfassungsgerichtshof intakt ist. 

Die Aufhebung erfolgte aus rein formalen Gründen und nicht in der Sache. Für die Initiative Ludesch 

ist es wichtig, dass der Schlussbericht bezüglich diesen Diffamierungsversuchen der Ludescher 

Volksabstimmung für faktenbasierte Klarheit sorgt! 

 

Ein Ziel des Prozesses war es abzuklären, was mit den Flächen im Neugut passieren soll. Für die 

Initiative Ludesch steht auch nach Vorliegen des Endberichts eins fest. Die Volksabstimmung vom 10. 

November 2019 hat geklärt, was mit diesen Flächen geschehen soll. Sie sollen Freifläche Landwirtschaft 

(FL) bleiben. Diese Widmung ist die Basis für die weitere Entwicklung des Neuguts. Alles andere 

hintergeht die demokratische Mehrheitsentscheidung der Ludescher Bevölkerung. 

 

Manfred Walser unterbreitet zwei konträre Vorschläge (zuwarten und nicht bauen / umwidmen und 

bauen) und möchte einen erneuten Diskussionsprozess über die Zukunft des Neuguts anregen. Das stößt 

bei der anwesenden Ludescher Bevölkerung weitgehend auf Unverständnis. Für sie wurde per 

Volksabstimmung grundsätzlich entschieden, was mit den Flächen im Neugut passieren soll. Sie sollen 

Teil der Landesgrünzone bleiben und sie sollen im Sinne einer enkeltauglichen Zukunft genutzt werden. 

 

Zwei konträre Lösungsansätze, die enormes Konfliktpotential beinhalten 

Manfred Walser schlägt ein Nachdenkpause vor, in der das Neugut nicht bebaut wird. Die 

Nachdenkpause respektiert das Ergebnis der Volksabstimmung. Walser hat in Gesprächen und bei einer 

Straßenumfrage festgestellt, dass sich nach wie vor eine Mehrheit der Ludescher Bevölkerung für den 

Erhalt der Widmung als Freifläche Landwirtschaft ausspricht und damit seinen Vorschlag „nicht 

bebauen und abwarten“ befürwortet. Der Studienautor argumentiert, das Jahr 2030 als Stichtag für die 

Entscheidung über die weitere Nutzung des Neuguts anzusetzen, da bis dahin die Folgen der Klimakrise 

und die strukturellen gesellschaftlichen Bedingungen des Umgangs damit konkreter absehbar sind. 

 

Sein zweiter Vorschlag hingegen übergeht die demokratisches Mehrheitsentscheidung der Ludescher 

Bevölkerung. Die Flächen sollen aus der Landesgrünzone entnommen und für eine modifizierte 

Raucherweiterung umgewidmet werden. Damit stellt er ein enormes Konfliktpotential dar. Es steht zu 

befürchten, dass Ludesch mit dem Verfolgen eines neuen Projekts „Rauch-Erweiterung“ tatsächlich eine 



Spaltung des Dorfes per weiterer Polarisierung bevorsteht. Etwas, dass der Prozess eigentlich verhindern 

sollte. Walser sieht in den Modifikationen, die Gemeinde Ludesch kauft die Flächen und Rauch baut auf 

Baurechtsbasis, einen Kompromiss und etwas wesentliche Neues. Damit stieß er bei den bei der 

Präsentation seines Endberichts anwesenden Ludescherinnen und Ludeschern weitgehend auf 

Unverständnis. 

 

Wie geht es weiter? Laut Walser sollen der Bericht und die Vorschläge „eine gute 

Entscheidungsgrundlage für die Gemeindevertretung bilden“. Die Frage, wie es denn mit diesen zwei 

konträren Lösungsansätzen konkret weitergeht, wollte Walser nicht beantworten. Das müsse erst mit 

den Verantwortlichen der Gemeinde besprochen werden. Er sei Berater, man werde die Stimmung des 

heutigen Abends besprechen, und damit sei für ihn der Prozess beendet.  

Er ließ er die Anwesenden mit der entscheidenden Frage, was denn die Gemeindevertretung tun wird, 

allein. Damit wird die Schieflage dieses ergebnisoffenen Klärungsprozesses verstärkt. Denn seine 

Durchführung wurde von der Mehrheitsfraktion in der Gemeindevertretung mit 17 zu 7 Stimmen 

beschlossen. Die Position der Mehrheitsfraktion lautet seit eh und je Rauch soll bauen. Sie hat bei der 

Volksabstimmung eine deutliche Niederlage erlitten und die Rahmenbedingungen haben sich nicht 

wesentlich geändert. Zu seinem zweiten Vorschlag merkt Studienautor Walser an, „Ein neues Projekt 

„Rauch Erweiterung“ wird vor allem von einigen Gemeindevertretern favorisiert. Für viele ist Abwarten 

keine Option“. Die Gemeindevertreter, die eine Verbauung des Neuguts befürworten, gehören alle der 

Mehrheitsfraktion an. 

 

Für die Initiative Ludesch ist klar. Angesichts der sich verschärfenden Umweltkrisen ist eine 

Vergrößerung und die damit einhergehende Produktionserhöhung der Getränkeindustrie ohne vorherige 

Abklärung der ökologischen, gesundheitlichen und volkswirtschaftlichen Folgekosten definitiv die 

falsche Entscheidung. Mit der Annahme des zweiten Vorschlags durch einen Mehrheitsbeschluss der 

Gemeindevertretung würde eine rote Linie überschritten. Eine Demokratie, in der sich die politischen 

Entscheidungsträger über eine den Grund- und Menschenrechten nicht zuwiderlaufende 

Mehrheitsentscheidung hinwegsetzen, hört auf eine Demokratie zu sein. Dieser Grundsatz gilt auch „im 

Kleinen“ – er ist keine Frage des Maßstabs. 

 

Hingegen wäre die Annahme des Moratoriums bis 2030 eine Chance die Mehrheitsentscheidung der 

Bevölkerung als richtungweisende anzuerkennen. Sie stellt einen Auftrag an die Gemeinde- und 

Landespolitik dar, die hohe Fruchtbarkeit der Böden und die mikroklimatische Gunstlage des Neuguts 

für Gemüsebau im Sinne der Ökolandstrategie des Landes Vorarlberg und einer zukunftstauglichen 

Bodenpolitik zu nutzen, Stichworte sind Ernährungssicherheit und Erhöhung des Grads an 

Eigenversorgung mit qualitativ hochwertigen Lebensmitteln. Der Bedarf an solchen Flächen in 

Vorarlberg besteht und ist hoch. 

 

Wie wird sich die Gemeindevertretung entscheiden? 

Die Sache in Ludesch bleibt spannend. Für viele Ludescherinnen und Ludescher stellt sich inzwischen 

die Frage, gibts denn nichts Wichtigeres im Dorf als die Raucherweiterung, das Volk hat doch 

entschieden? 
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